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Athen sucht Weg zwischen Staat und Markt
Simitis hält an Sparprogramm fest / Von Peter Völker und Guenihcr P. Olthof

l o n n / K ö l n .  — Die griechische Regierung scheint entschlossen, die derzeitigen tiefgreifenden 
virtschaftlichen Probleme des Landes in erster Linie mit marktwirtschaftlichen Mitteln zu lösen. 
Zugleich will Athen aber den cingcschlagencn eigenen sozialistischen Weg in der Wirtschaftspoli- 
ik offenbar nicht aufgeben. Nach Treffen in Bonn und Köln mit Bundeswirischaftsminister Martin 
langemann (FDP) und Vertretern der deutschen Wirtschaft unterstrich Wirtschaftsministcr Kon- 
itantinos Simitis. der nach den Parlamentswahlen vom Sommer Gerassimos Arscnis ablöste, in 
■inem Gespräch mit VIVO den festen Willen seiner Regierung, ih re im Oktober hekanntgegebenen 
stabilisicrungsmaTTnahmcn zur Gesundung der Wirtschaft konsequent zu verwirklichen, (vgl. NfA 
Sr. 239 v. 12. 12. 85)

Dies bedeutet, daß Griechenland neben ande
rn  fühlbaren Einschnitten ungeachtet der 
nassiven Proteste namentlich der Gewerk- 
¡chaften der öffentlichen Unternehmen auch 
lie beschlossenen Lohnbegrenzungen nicht 
mfweichen will. Zusätzliche Sparöpfer indes- 
;en hält Simitis derzeit nicht für erforderlich, 
fach ¡‘langem Weigern, sich Austeritäts- 
conzep... a la Margret Thatcher und IWF zu 
;igen zu machen, hatte Ministerpräsident An- 
rca ·. Papandreou zusammen mit seinem neuen 

Wirtschaftsminister im Spätsommer die wirt- 
r.ehaftspolithcbe Notbremse gezogen und neben 
einer Abwertung der Drachme drastische Spar- 
raaßnahmen im öffentlichen und privaten Sek
tor, darunter auch ein Abrücken von der seither 
in Griechenland gültigen automatischen Lohn- 
Anpassung, verordnet. Dies hatte die Gewerk
schaften auf den Plan gerufen. Im Spätherbst 
kam es im ganzen Land zu Streiks, die im No
vember in einen Generalstreik mündeten. Die 
Proteste dauern noch an.

In Athen hat sich offensichtlich die Ansicht 
durchgesetzt. daß die wirtschaftlichen Schwie- 
rigkeitrn nicht mit massiven staatlichen An- 
ku-!jciungsprogrammcn zu lösen gind. Insbe
sondere Simitis, der als Architekt der jetzigen 
Wirtschaftspolitik gilt, vertritt den int Kabinett 
heute vorherrschenden undogmatischen An
satz, bei der Verwirklichung einer sozialisti
scher· ̂ "Wirtschaftspolitik zunächst pur das 
MaciL ,e zu machen. „Ich glaube, wenn man 
eine sozialistische Politik in Griechenland zum-

Erfolg führen will, muß man sie so planen, daß 
der Erfolg auch eintritt“, sagte Simitis in dem 
VWD-Gespräch.

„Geschäftsbanken erfüllen ihre 
Impulsgeberfunktion nicht“

Aus seiner Sicht „kann in einer Marktwirt
schaft eine Regierung nicht gegen die Gesetze 
des Marktes" arbeiten. Wachstum und Stabiii- 

erreicht werden, intat könne nicht dadurch 
dem immer mehr Geid in die Wirtschaft ge
pumpt werde, um die Nachfrage zu steigern.
Von Simitis erwarten Kreise der griechischen 
Wirtschaft, daß er sein Amt weniger interven
tionsfreudig bekleidet als sein Vorgänger.

Andererseits will der bereits als Landwirt- 
schaltsminister im ersten Kabinett Papandre
ous sehr erfolgreiche Politiker auf mehr staatli
che Lenkung der Wirtschaft seines Landes 
nicht verzichten: „Wir wollen eine Wirtschaft 
haben, in der nicht"äjloine die Marktkräfte 
herrschen, sondern auch der Staat eine bedeu
tende Rolle spielt.“ Als Instrument dazu sollen | 
ihm die Banken dienen, auf die nach seinen! 
Vorstellungen über die Aufsichtsgremien und 
Vorstände mehr staatlicher Einfluß ausgeübt 
werden soll. Die schon vor der Übernahme der 
Regierung durch die Sozialisten im Jahr 1981 
weitgehend staatlich kontrollierten griechi
schen Banken sind nach Simitis in ihrer Ge- ^  
schäftspolitik nicht flexibel genüg. Sie seien V

In der Regel würden sich die Banken seines 
Landes ihrem Seibstverständnis nach lediglich 
als Kapitalsammelstellen betrachten und ihre 
mögliche Rolle als Impulsgeber der Wirtschaft 
daher unzureichend wahmehmen. So seien bei
spielsweise gewöhnliche Kredite nur gegen 
Sicherheiten in Form von Immobilien zu be
kommen: „Wer keinen Grundbesitz hat, ist 
nicht kreditfähig.“ Simitis will die Geschäfts
politik der Banken dahingehend verändern, daß 
künftig Unternehmen auch aufgrund gewinn
versprechender Projekte in den Genuß von Kre
diten kommen. Zugute könnte ihm bei dieser 
Absicht die Tatsache kommen, daß die Banken 
in Griechenland theoretisch zwar privat ge
führt werden, der Staat aber traditionell über 
Beteiligungen und strenge Bankengesetze die 
meisten Kreditinstitute kontrolliert.

Unverzichtbare staatliche Einflußzonen sind 
aus"der Sicht des Ministers, der früher als Pro
fessor in Gießen Rechtswissenschaften gelehrt 
hat, der Erziehungssektor und das JJesund- 
heitswesen. Das private Gesundheitswesen in 
Griechenland habe sich als nur wenig leistungs
fähig erwiesen.

Möglichkeiten zur Verbesserung der Lei
stungsfähigkeit der Landwirtschaft sieht Simi
tis in einer Stärkung der Genossenschaften. 
Nach seinen Worten will die Regierung die Ge
nossenschaften ermuntern, sich verstärkt auch 
dem Handelssektor und der Verarbeitung von 
landwizlschaftlichen Produkten zu widmen. 
Daneben sollen aber auch weiterhin die Privat
betriebe ihre Chance bekommen. „Wir sind 
aber nicht bereit, den Privatbetrieben in Zu
kunft günstigere Bedingungen zu gewähren als 
den Genossenschaften, wie es unter früheren 
Regierungen der Fall war", sagte Simitis.

nicht risikofreudig genug.
Einen europäischen Anpassungdruck 

sieht Simitis nicht
Nach Darstellung des sozialistischen Mini

sters wäre es allerdings falsch zu sagen, daß 
sich der Staat in Griechenland in letzter Zeit 
ausgeweitet hat. Zur Rechtfertigung seiner An
sicht verweist Simitis auf den schon immer ho
hen staatlichen Einfluß auf die griechische 
Wirtschaft. Traditionell unterständen in Grie
chenland mehr als 60% des Wirtschaftsgesche
hens dem Staat oder würden mittelbar staatlich 
kontrolliert.

Die Frage, ob sich durch den wirtschaftlichen 
Nutzen, den Griechenland aus der EG ziehe, ein 
Anpassungsdruck auf seine Politik ergebe, ver
neinte der Minister. Simitis ist zuversichtlich, 
das griechische wirtschaftspolitische Modell 
auch in der EG konsequent verwirklichen zu 
können. Trotz wirtschaftspolitischer Auflagen 
werde der unlängst vereinbarte 1,75-Milliar- 
den-Ecu-Kredit der EG die griechische Wirt
schaftspolitik im Kern nicht verändern. „Es 
wäre sicherlich falsch, jetzt von Einern Anpas- 
sungsdruck zu sprechen“, meint Simitis, zumal 
seine Regierung ihr Sanierungsprogramm lange 
iror der Kreditvereinbarung bekanntgegeben 
labe. „Wir wollen unser Programm durchfüh
ren, ohne Rücksicht darauf ob es die EG will 
>der nicht.“
L200.A.1300 , -VWD/NfA 16.12. 8f



Griechenland bekennt sich zur 
Europäischen Gemeinschaft

Köl n .  — Das kürzlich in Kraft getretene Sta
bilisierungsprogramm der griechischen Regie
rung und die Wirtschaftsbeziehungen zur Bun
desrepublik Deutschland und zur EG standen 
im Mittelpunkt der Vortrages, den der griechi
sche Wirtschaftsminister S.E. Simitis im Hause 
des Deutschen Industrie- umT~Handeistages in 
Bonn am 9. 12. hielt.

»c.
Wie der Minister hervorhob, ist es der soziali

stischen Regierung seit ihrem Amtsantritt im 
Jahre 1981 trotz eindeutiger Besserung der so
zialen Lage der Bevölkerung nicht gelungen, 
die übernommenen strukturellen Ungleichge
wichte zu beseitigen. So habe für 1985 ein Zah
lungsbilanzdefizit von etwa 3 Mrd. $ gedroht. 
Daher habe ein unausweichlicher Zwang zu den 
kürzlich getroffenen Stabilitätsmaßnahmen be
standen. Als deren Kernstück seien die Abwer
tung der Drachme um 15% und die Verhängung 
der Bardepotpflicht, von der rd. 25% des grie
chischen Importvolumens betroffen seien, an
zusehen. Daneben seien eine strengere Lohn- 
bzw. Einkommenspolitik sowie zusätzliche 
Steuermaßnahmen Bestandteile des Program
mes.

Nach den Worten des Ministers verbindet die 
Regierung mit dem Programm ehrgeizige Ziele. 
So sollen die derzeitige Inflationsrate in Höhe 
von 19% bis Ende 1986 auf 15-16% bzw. bis 
Ende 1987 auf 10% herabgedrückt und das 
Haushaltsdefizit von jetzt 15% des Bruttoso
zialprodukts auf ca. 10% zum gleichen Zeit
punkt gesenkt werden. Desgleichen wird eine 
Verringerung der Steigerungsrate der Geld
menge um 7 Punkte angestrebt.

Wie Simitis weiter ausführte, ist sich die grie
chische Regierung der gravierenden Unter
schiede zu anderen westlichen Industrieländern 
im wirtschaftlichen Bereich bewußt. Diese be
ruhten jedoch eindeutig auf dem noch hebungs
bedürftigen Entwicklungsstand des Landes und 
erheblichen Schwächen seiner Infrastruktur. Es

müsse indessen Klarheit darüber bestehen, daß 
die angestrebte Stabilität ihrerseits die Voraus
setzung für eine positive wirtschaftliche Ent
wicklung und damit für ein günstiges Investi
tionsklima darstelle. Im Sinne dieser Zielset
zung werde die Bardepotpflicht mit der EG- 
Kornmission zu bestimmten Zeitpunkten dar
aufhin überprüft, ob und inwieweit eine all
mähliche Senkung ihrer Sätze möglich sei.

Simitis warb im weiteren Verlauf seines Vor
trages eindringlich für Griechenland als Tnve- 
stitionsstandort. Er wies in diesem Zusammen
hang auf die bestehenden gesetzlichen Investi
tionsreize (nach Zonen gestaffelte Zuschüsse, 
Abschreibungserleichterungen, Zinsverbilli
gungen) hin. Besonders hob er in diesem Zu
sammenhang die Rolle Griechenlands als guten 
Stützpunkt für Exporte in die Märkte Afrikas 
und des Mittleren Ostens hervor. Dazu sei je
doch eine vorherige intensive Marktforschung 
unerläßlich.

Abschließend legte der Minister ein eindeuti- 
ges Bekenntnis zur Europäischen Gemeinschaft 
ab, deren Zielen sich Griechenland nach wie 
vor verpflichtet fühle. Alle der Integration ent
gegenstehenden Hindernisse, besonders auch 
auf dem Gebiet der staatlichen Infrastruktur,' 
würden in den nächsten Jahren konsequent ab
gebaut. So sei die Einführung der Mehrwert
steuer nunmehr mit Bestimmtheit für Anfang 
1987 vorgesehen, nachdem die technischen Vor
aussetzungen dafür geschaffen ‘worden seien. 
Die von vielen Wirtschaftskreisen als Hemmnis 
angesehene Regulativsteuer werde allmählich 
abgeschafft. Desgleichen sei vorgesehen, die be
stehenden Exportsubventionen bis Ende 1986, 
d.h. bis zum Inkrafttreten der Mehrwertsteuer, 
auslaufen zu lassen. Auf die Hebung des Quali
tätsstandards der griechischen Exportprodukte 
werde die Regierung ihr besonderes Augenmerk 
richten.
A.130Ö, A.1400, C.200, F.200, F.1500

..—  -BfAI/NfA (z) 12. 12. 85


